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1 Einleitung

1.1 Ausgangslage

Mit Überweisung der Motion Schilliger 21.4516 «Hierarchie des Strassennetzes innerorts und ausserorts 
sichern»1 im März 2024 hat das Parlament den Bundesrat beauftragt, das Strassenverkehrsrecht so 
anzupassen, dass die Hierarchie und die verschiedenen Funktionen des Schweizer Strassennetzes in-
nerorts und ausserorts respektiert werden. Dieser Auftrag soll mit den drei in die Vernehmlassung ge-
schickten Verordnungsanpassungen erfüllt werden:

- In der Signalisationsverordnung (SSV)2 soll ausdrücklich geregelt werden, dass bei einer Her-
absetzung der Höchstgeschwindigkeit auf verkehrsorientierten Strassen die Hierarchie des 
Strassennetzes gewährleistet bleiben muss und es soll verlangt werden, dass die Erfüllung die-
ser Voraussetzung bei Herabsetzungen der Höchstgeschwindigkeiten auf verkehrsorientierten 
Strassen gutachterlich nachzuweisen ist.

- In der Verordnung des UVEK über die Tempo-30-Zonen und die Begegnungszonen3 soll darauf 
hingewiesen werden, dass diese Verordnung, die eine Anordnung des Rechtsvortritts verlangt 
und das Anbringen von Fussgängerstreifen grundsätzlich untersagt, auf verkehrsorientierten 
Strassen keine Anwendung findet, selbst wenn die Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h herab-
gesetzt und sie in eine Tempo-30-Zone einbezogen wurde.

- In der Lärmschutzverordnung (LSV)4 soll ausdrücklich festgehalten werden, dass innerorts 
grundsätzlich ein geeigneter lärmarmer Belag einzubauen ist, wenn eine verkehrsorientierte 
Strasse neu errichtet oder wenn auf solcher der Strassenbelag ersetzt wird. 

1.2 Vernehmlassungsverfahren

Der Bundesrat hat das Vernehmlassungsverfahren am 3. September 2025 eröffnet. Eingeladen wurden 
die Kantone, interkantonale Konferenzen und Organisationen, in der Bundesversammlung vertretene 
politische Parteien, gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, Städte, Berggebiete und ge-
samtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft sowie weitere Verbände, Organisationen und inter-
essierte Kreise. Die Vernehmlassungsfrist dauerte bis zum 5. Dezember 2025. Den Adressaten der Ver-
nehmlassung standen folgende Unterlagen zur Verfügung: 

- Verordnungsentwurf über die Tempo-30-Zonen und die Begegnungszonen

- Verordnungsentwürfe SSV und LSV 

- Erläuternder Bericht

1 www.parlament.ch > Geschäfte > 21.4516
2 SR 741.21
3 SR 741.213.3
4 SR 814.41
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- Synoptische Übersicht der geplanten Änderungen

- Liste mit den Adressaten der Vernehmlassung

- Fragebogen

2 Stellungnahmen

2.1 Eingegangene Stellungnahmen

In der Vernehmlassung wurden insgesamt 120 Kantone, politische Parteien, Dachverbände und weitere 
interessierte Kreise für eine Stellungnahme zur Vorlage eingeladen. Davon haben 60 fristgerecht eine 
Stellungnahme eingereicht, darunter sämtliche 26 Kantone und 6 Parteien. 60 Eingeladene haben keine 
Stellungnahme eingereicht. Zu den Adressaten ohne Stellungnahme zählen unter anderem die Konfe-
renz der Kantonsregierungen (KdK) und 10 interkantonale Organisationen. Keine der angefragten Insti-
tutionen aus dem Versicherungswesen und aus Forschung und Lehre haben eine Stellungnahme ein-
gereicht. 

Abbildung 1 Rückmeldungen der eingeladenen Vernehmlassungsteilnehmenden

Zusätzlich zu den 60 Stellungnahmen der angeschriebenen Adressaten sind weitere 528 Stellungnah-
men von interessierten Kreisen eingegangen, die nicht ausdrücklich eingeladen wurden. Davon stam-
men 137 von Organisationen und 391 von Privatpersonen. Insgesamt sind in der Vernehmlassung somit 
588 Stellungnahmen eingegangen.

Abbildung 2 Darstellung sämtlicher Rückmeldungen
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Die Stellungnahmen wurden mit Hilfe des vorgegebenen Fragenkataloges und/oder in Form von Begleit-
schreiben eingereicht. Die Fragenkataloge bestehen jeweils aus einem quantitativen Teil (mit Anpas-
sung einverstanden oder nicht einverstanden) und einem qualitativen Teil (Bemerkungen). Bei bestimm-
ten Themengruppen sind die Stellungnahmen einiger Teilnehmenden inhaltlich sehr ähnlich bis nahezu 
identisch.

2.2 Auswertung der Stellungnahmen

Der Grossteil der Eingaben der nicht eigeladenen Vernehmlassungsteilnehmenden stammt von Privat-
personen, die Musterstellungnahmen von nationalen Organisationen übernommen und eingereicht ha-
ben. Weitere stammen von kantonalen Sektionen nationaler Organisationen oder von kantonalen Orga-
nisationen und von Städten oder Gemeinden. Die Eingaben der nicht eingeladenen Vernehmlassungs-
teilnehmenden werden im Ergebnisbericht nicht einzeln ausgewiesen, sondern werden durch die Stel-
lungnahmen der mit ihnen verbundenen nationalen Organisationen berücksichtigt. Die Stellungnahmen 
der nicht eingeladenen Vernehmlassungsteilnehmenden sind zudem auf der Webseite der Bundeskanz-
lei publiziert (https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2025/62/cons_1).

Von den insgesamt 60 eingegangenen Stellungnahmen der eingeladenen Vernehmlassungsteilnehmen-
den haben 51 Teilnehmende den quantitativen Teil des Fragenkatalogs (teilweise) ausgefüllt, in dem sie 
beurteilen konnten, ob sie mit den vorgesehenen Änderungen einverstanden oder nicht einverstanden 
sind bzw. ob sie dazu keine Stellung nehmen wollen oder nicht betroffen sind. Für weitere 9 Teilneh-
mende (u. a. 5 Parteien), die den Fragebogen nicht ausgefüllt haben, wurde anhand ihrer Anmerkungen 
in den Begleitschreiben der quantitative Teil im Fragebogen teilweise sinngemäss ergänzt. Insgesamt 
liegen für sämtliche 60 Teilnehmende quantitative Angaben für jeweils mindestens eine Frage des Fra-
gebogens vor. Nebst den quantitativen Angaben im Fragebogen konnten zu den einzelnen Fragen Be-
merkungen formuliert werden und allgemeine Anliegen zur Thematik der Vorlage angemerkt werden. 

Die Auswertung der eingegangenen Bemerkungen zu den sieben Fragen im Fragebogen erfolgte in 
einem mehrstufigen Prozess, wobei sämtliche Inputs zu Aussagen kondensiert wurden. Die zentralsten 
dieser Aussagen werden vorliegend jeweils dem betroffenen Artikel zugeordnet. Der genaue Wortlaut 
der einzelnen Stellungnahmen kann den vollständigen Vernehmlassungsunterlagen entnommen wer-
den. Diese sind auf der Webseite der Bundeskanzlei verfügbar (https://fedlex.data.ad-
min.ch/eli/dl/proj/2025/62/cons_1).

https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2025/62/cons_1
https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2025/62/cons_1
https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2025/62/cons_1
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3 Allgemeine Einschätzung zur Vorlage

Im quantitativen Teil des Fragebogens konnten die Teilnehmenden ankreuzen, ob sie mit den vorge-
schlagenen Regelungen einverstanden sind oder nicht bzw. ob sie nicht Stellung nehmen wollen oder 
nicht betroffen sind. Diese quantitativen Rückmeldungen erlauben einen ersten Überblick über die all-
gemeine Einschätzung der Vorlage. 

Tabelle: Quantitative Beurteilung: Teilnehmende nach Adressatenliste
   Anzahl  Anteil (%)
Ein-
ver-
stan-
den

Nicht 
einver-
stan-
den

Keine 
Stellung-
nahme / 
Nicht be-
troffen

Total Einverstan-
den

Nicht ein-
verstanden

1. Allgemein

1 Sind Sie der Auffassung, dass die Anliegen der Motion 21.4516 Schilliger mit den vorgelegten Revisionsvorschlä­
gen angemessen umgesetzt werden?

1 Kantone 16 8 2 26 67% 33%
2 In der Bundesverwaltung vertretene politische Parteien 3 3 0 6 50% 50%

3 Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete 1 2 0 3 33% 67%

4 Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 2 1 0 3 67% 33%
5 Interkantonale Organisationen 1 1 2 4 50% 50%
6 Gesamtschweizerische Verbände Verkehr / Mobilität 12 5 0 17 71% 29%
7 Übrige gesamtschweizerische Verbände 0 1 0 1 0% 100%

Total 35 21 4 60 63% 37%

2. Änderung der Signalisationsverordnung (SSV; SR 741.21)

2 Sind Sie mit der Regelung einverstanden, wonach bei einer Temporeduktion auf verkehrsorientierten Strassen die 
Hierarchie des Strassennetzes gewährleistet bleiben muss (Art. 108 Abs. 1 E-SSV)?

1 Kantone 20 3 3 26 87% 13%
2 In der Bundesverwaltung vertretene politische Parteien 4 2 0 6 67% 33%

3 Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete 3 0 0 3 100% 0%

4 Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 2 0 1 3 100% 0%
5 Interkantonale Organisationen 3 0 1 4 100% 0%
6 Gesamtschweizerische Verbände Verkehr / Mobilität 14 3 0 17 82% 18%
7 Übrige gesamtschweizerische Verbände 0 1 0 1 0% 100%

Total 46 9 5 60 84% 16%
3 Sind Sie damit einverstanden, dass im Rahmen des Gutachtens geprüft werden muss, ob bei einer abweichenden 

Höchstgeschwindigkeit eine allfällige Verkehrsorientierung (Art. 1 Abs. 9 SSV) gewahrt bleibt (Art. 108 Abs. 4 E-
SSV)?

1 Kantone 17 4 5 26 81% 19%
2 In der Bundesverwaltung vertretene politische Parteien 3 3 0 6 50% 50%

3 Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete 1 2 0 3 33% 67%

4 Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 2 0 1 3 100% 0%
5 Interkantonale Organisationen 2 1 1 4 67% 33%
6 Gesamtschweizerische Verbände Verkehr / Mobilität 11 6 0 17 65% 35%
7 Übrige gesamtschweizerische Verbände 0 1 0 1 0% 100%

Total 36 17 7 60 68% 32%
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4 Sind Sie damit einverstanden, dass die allgemeine Höchstgeschwindigkeit auf verkehrsorientierten Strassen 
grundsätzlich nur dann aus Umweltschutzgründen herabgesetzt werden darf, wenn die übermässige Umweltbelas­
tung (Lärm, Schadstoffe) anders nicht vermieden werden kann (Art. 108 Abs. 2 Bst. d E-SSV)?

1 Kantone 11 12 3 26 48% 52%
2 In der Bundesverwaltung vertretene politische Parteien 2 4 0 6 33% 67%

3 Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete 1 2 0 3 33% 67%

4 Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 2 1 0 3 67% 33%
5 Interkantonale Organisationen 1 2 1 4 33% 67%
6 Gesamtschweizerische Verbände Verkehr / Mobilität 10 6 1 17 63% 38%
7 Übrige gesamtschweizerische Verbände 0 0 1 1

Total 27 27 6 60 50% 50%
3. Verordnung des UVEK über die Tempo-30-Zonen und die Begegnungszonen (SR 741.213.3)

5 Sind Sie mit der Klarstellung einverstanden, dass die Verordnung über die Tempo-30-Zonen und die Begegnungs­
zonen auf verkehrsorientierten Strassen auch dann keine Anwendung findet, wenn Abschnitte einer verkehrsorien­
tierten Strasse in eine Tempo-30-Zone einbezogen werden (Art. 1a E-UVEK-Vo)?

1 Kantone 20 2 4 26 91% 9%
2 In der Bundesverwaltung vertretene politische Parteien 2 0 4 6 100% 0%

3 Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete 2 1 0 3 67% 33%

4 Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 2 0 1 3 100% 0%
5 Interkantonale Organisationen 3 0 1 4 100% 0%
6 Gesamtschweizerische Verbände Verkehr / Mobilität 17 0 0 17 100% 0%
7 Übrige gesamtschweizerische Verbände 1 0 0 1 100% 0%

Total 48 3 9 60 94% 6%
4. Lärmschutzverordnung (LSV; 741.213.3)

6 Sind Sie einverstanden, dass ein geeigneter lärmarmer Strassenbelag einzubauen ist, wenn innerorts verkehrsori­
entierte Strassen errichtet werden oder innerorts der Strassenbelag auf verkehrsorientierten Strassen ersetzt wird 
(Art. 8a E-LSV)?

1 Kantone 7 18 1 26 28% 72%
2 In der Bundesverwaltung vertretene politische Parteien 2 4 0 6 33% 67%

3 Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete 1 2 0 3 33% 67%

4 Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 2 1 0 3 67% 33%
5 Interkantonale Organisationen 1 2 1 4 33% 67%
6 Gesamtschweizerische Verbände Verkehr / Mobilität 10 6 1 17 63% 38%
7 Übrige gesamtschweizerische Verbände 0 1 0 1 0% 100%

Total 23 34 3 60 40% 60%
7 Sind Sie damit einverstanden, dass das Bundesamt für Umwelt (BAFU) geeignete lärmarme Strassenbeläge emp­

fiehlt (Art. 8a E-LSV)?
1 Kantone 16 5 5 26 76% 24%
2 In der Bundesverwaltung vertretene politische Parteien 1 1 4 6 50% 50%

3 Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete 2 1 0 3 67% 33%

4 Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft 1 1 1 3 50% 50%
5 Interkantonale Organisationen 3 1 4 100% 0%
6 Gesamtschweizerische Verbände Verkehr / Mobilität 14 2 1 17 88% 13%
7 Übrige gesamtschweizerische Verbände 1 0 0 1 100% 0%

Total 38 10 12 60 79% 21%
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4 Einzelne Stellungnahmen

Stellungnahmen zur Änderung von Art. 108 SSV
Es ist korrekt und nachvollziehbar, dass die Hierarchie des Strassennetzes sichergestellt 
und eingehalten werden muss. 

LU, OW, BL, SG, GR, AG, GE, 
Mitte, SP, Gewerbeverband, 

BPUK, AGVS, BFU

Die vorgesehene Ergänzung setzt das Anliegen der Motion stufengerecht um. KSSD

Die Kantone und Gemeinden sind bereits heute bestrebt, dies umzusetzen GR, AG, VS, GE, BPUK

Die Sicherung der Strassenhierarchie ist im Interesse von Gemeinwesen und Bevölke-
rung. 

PV, VCS, SGV, SSV

Tempo 30 kann die Hierarchie des Strassennetzes auch verbessern. SP, PV, VCS

Diese Ergänzung ist nicht nötig. NE, KSSD, SGV, SSV

Es ist zu prüfen, ob die Definition des Begriffs "verkehrsorientierte Strasse" in der SSV 
ergänzt werden kann.

NE, SGV

Diese Anforderung ist gutachterlich zu prüfen und zwar für den gesamten Strassenzug. economiesuisse

Die Strassenhierarchie hängt nicht nur vom Geschwindigkeitsregime ab. NE, GE, SSV, BFU, KSSD

Wir begrüssen auch, dass aus verkehrsplanerischen Überlegungen die Hierarchie einer 
bestehenden verkehrsorientierten Strasse nach wie vor geändert werden kann.

BFU

Die Einrichtung einer Tempo-30-Zone auf einer verkehrsorientierten Strasse sollte weiterhin 
zulässig sein, wenn dies im Einzelfall die beste Lösung ist. 

FR

Die Strassennetz-Hierarchie ist in den meisten Fällen nicht von der signalisierten Höchstge-
schwindigkeit, sondern von der Gestaltung des Strassenraums und der Art der Verkehrsfüh-
rung auf dem untergeordneten Netz abhängig.

BS, GPS, FV, VK, SBV, 
LL 

Es ist fachlich korrekt, dass diese Erfüllung künftig im Gutachten zur Geschwindigkeitsbe-
schränkung nachzuweisen ist. Die Anpassung entspricht der heutigen Praxis.

BE, GR, AG

Durch die Einführung einer Gutachtenspflicht wird die Wahrung der Hierarchie des Strassen-
netzes gestärkt.

Mitte, Gewerbeverband

Es ist ein guter Kompromiss: Temporeduktionen auf verkehrsorientierten Strassen werden 
nicht verunmöglicht, ihre Funktion muss aber gewährleistet bleiben.

BPUK

Die Städte haben ein grosses Eigeninteresse daran, dass Tempo-30-Massnahmen auf dem 
übergeordneten Netz nicht zu unerwünschtem Ausweichverkehr auf dem untergeordneten 
Strassennetz in den Quartieren führen. Ein neue Nachweispflicht ist dafür nicht nötig.

BS, VS, NE, GE, SGV, 
SSV, KSSD, VK

Die neue Fassung von Art. 108 Abs. 1 E-SSV schafft bereits ausreichend rechtliche Verbind-
lichkeit, damit die Strassenhierarchie gewährleistet wird.

GLP, SP, VCS

Wir erwarten, dass die Anpassung Mehraufwand erzeugen wird. BS, GR SGV, SSV, 
KSSD, BFU, PV, VK

Die Pflicht zum Einbau lärmarmer Beläge könnte sich negativ auf die Netzhierarchie auswir-
ken.

KSSD

Eine Temporeduktion auf verkehrsorientierten Strassen wirkt sich in der Regel nicht negativ 
auf den Verkehrsfluss oder die Leistungsfähigkeit aus. Die Gutachtenpflicht schafft unnötigen 
bürokratischen Aufwand.

BFU, FV, LL, VK, SBV

Die Priorisierung technischer Massnahmen vor Temporeduktion ist sachlich begründet und 
entspricht der Praxis.

AG, GE

Die Eingrenzung der Anwendungsmöglichkeiten von Temporeduktionen ist eine zentrale 
Massnahme zur Umsetzung der Festigung der Hierarchie des Strassennetzes. 

Gewerbeverband

Auch die übermässige Umweltbelastung sollte durch ein Gutachten belegt werden müssen. ACS

Temporeduktionen dürfen auf verkehrsorientierten Strassen nur vorübergehende Massnah-
men sein, wenn der Einbau lärmarmer Beläge möglich ist. Sie müssen daher auch regelmäs-
sig überprüft werden. 

SVP, economiesuisse, 
AGVS, as, IGM, LRS, 

moto, FRS, TCS, VFAS
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Auf verkehrsorientierten Strassen soll eine Reduktion der allgemeinen Höchstgeschwindigkeit 
gemäss der Forderung der Motion nur ausnahmsweise zulässig sein. 

SZ

Diese Ergänzung ist nur im Zusammenhang mit der Änderung der LSV, die wir ablehnen, 
notwendig.

LU, VS, NE, SGV, BPUK

Es soll Aufgabe der lokalen Behörden resp. der Strasseneigentümer bleiben, die geeignetste 
Massnahme zu bestimmen. 

BS, AI, VD, ZG, Mitte, 
GPS, GLP, SP, LL, PV, 

VCS, VK

In der Regel können die Überschreitungen der Lärmschutzgrenzwerte mit einem Belagsersatz 
als alleinige Massnahme nicht behoben werden.

BS, SGV

Geschwindigkeitsreduktionen haben weitere positive Effekte (namentlich für die Verkehrssi-
cherheit und die Lebensqualität). Die Wirkung von lärmarmen Belägen wird (gerade in urba-
nen Gebieten) von anderen Faktoren relativiert.

BS, Mitte, GPS, SP, 
SSV, KSSD, FV, VCS, 

VK

Eine starre Priorisierung von lärmarmen Belägen gegenüber Temporeduktionen leistet keinen 
Beitrag zur angestrebten Hierarchie des Strassennetzes resp. schwächt diese.

SP, SSV, KSSD, FV, LL, 
PV, VCS

Die Priorisierung lärmarmer Beläge führt zu höheren Kosten und Mehraufwand, insbesondere 
wegen der kürzeren Lebensdauer der lärmarmen Beläge und zusätzlicher Baustellen.

AI, SSV, Mitte, GPS, 
GLP, SP, KSSD, PV, 

VCS, VK

Es sollte aus der Verordnung hervorgehen, dass Temporeduktionen als vorübergehende 
Massnahmen geprüft werden können, bis der Einbau von lärmarmen Belägen möglich ist. 

KSSD

Die Regelung auf Verordnungsebene ist nicht stufengerecht und nicht demokratisch. GPS, SP, PV, VCS

Stellungnahmen zur Änderung von Art. 1a E-UVEK-Vo

Die Klarstellung ist sinnvoll. Sie verdeutlicht die bestehenden Regelungen und schafft rechtli-
che Klarheit.

BE, LU, BS, SG, AG, 
FDP, SP, SSV, Gewer-

beverband, ASTAG, 
BFU, FV, LL, PV, TCS, 
VCS, VK, SBV, AGVS

Die Klarstellung entspricht der kantonalen Praxis. SO, GE, SSV, LL, PV

Stellungnahmen zur Änderung von Art. 8a E-LSV

Die Vorlage entspricht bereits heute der kantonalen Praxis. BE, BS, BL, AG, GE

Ausnahmen sollen weiterhin zulässig bleiben. BE, ZH, BS, AG

Der Bund soll künftig Beiträge an lärmarme Beläge gewähren. BE, LU, NE

Mit dem Einbau lärmarmer Strassenbeläge bei verkehrsorientierten Strassen wird das Vor-
sorgeprinzip gemäss USG bekräftigt.

ZH

Diese Massnahme ist technisch und wirtschaftlich tragbar und bietet eine wirksame Lärmmin-
derung an der Quelle. 

Economiesuisse, Gewer-
beverband

Damit der Zweck der Regelung erfüllt wird, ist eine periodische Überprüfung der Lärmsituation 
sinnvoll, insbesondere nach dem Einbau einer neuen Deckschicht.

AGVS

Es müssen Massnahmen ergriffen werden, um eine klare und einheitliche Umsetzung durch 
die Kantone und Gemeinden zu gewährleisten.

IGM, LRS, moto, FRS, 
TCS

Der Einsatz von lärmarmen Strassenbelägen als Lärmschutzmassnahme ist wirksam. Der 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit ist aber zwingend zu wahren. Lärmarme Beläge dürfen 
nicht als einzige oder vorrangige Lärmschutzmassnahme an der Quelle festgelegt werden.

SZ, OW, FR, GR, VS, 
NE, Mitte, SSV, BPUK, 

KSSD, FV, LL, PV, VCS, 
VK, SBV

Es sollen weiterhin die betroffenen Gemeinwesen (und damit ihre Bevölkerung) entscheiden, 
welche Massnahmen (resp. Strassenbeläge) sie als richtig erachten. 

LU, SZ, OW, GL, ZG, 
FR, SH, AR, GR, TG, 
NE, Mitte, GPS, GLP, 

SP, SSV, SGV, BPUK, 
KSSD, LL, PV, VCS, VK
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Die Priorisierung von lärmarmen Belägen könnte aufgrund der tieferen Lebensdauer (beson-
ders in Höhenlagen) und häufigeren Baustellen zu Mehrkosten, -belastung und -aufwand für 
die Kantone und Gemeinden führen, den wir ablehnen. 

LU, OW, FR, GR, VS, 
NE, GPS, GLP, SSV, 

KSSD, BPUK, FV, LL, 
VK SBV

Die Wirkung von lärmarmen Belägen wird überschätzt. SSV, KSSD, BPUK

Temporeduktionen sind in vielen Fällen die wirksamsten und kosteneffizientesten Massnah-
men und verbessern nicht nur den Lärmschutz, sondern auch die Verkehrssicherheit.

GPS, GLP, SP, SGV, 
PV, VCS, VK

Nicht jeder Strassenabschnitt eignet sich für den Einbau von lärmarmen Belägen. Daher sollte 
der Artikel mit der Formulierung «technisch und betrieblich möglich» ergänzt werden. Die kan-
tonalen Fachstellen sollen einbezogen werden.

SZ, GL, SO, FR, AI, SG, 
TI, VS, BPUK, CB, LL

Die Wahl des konkreten lärmarmen Belags muss weiterhin in der Verantwortung des zustän-
digen Gemeinwesen bleiben, die Liste soll nur empfehlenden Charakter haben.

ZG, GR, AG, TI, SAB, 
SGV, SSV, BPUK

Wir gehen davon aus, dass die kantonalen Lärmschutz-Fachstellen in die Erarbeitung dieser 
Empfehlungen einbezogen werden.

BE, AI, SG, SGV, SSV, 
CB

Die ortspezifischen Einschränkungen müssen ausreichend berücksichtigt werden. SSV, KSSD

Die Liste sollte explizit auf verschiedene Anwendungsbereiche eingehen, um die fehlende 
Verhältnismässigkeitsprüfung aufzufangen.

FV, SBV

Die Verpflichtung zum Einbau lärmarmer Beläge erfordert Investitionen in Forschung und Wei-
terentwicklung der Technologie. Diese sind vom Bund zu koordinieren und zu fördern.

BE, LU, AI, FR, SG, 
SGV, SSV, CB

Das BAFU sollte eine Aufsichtsfunktion wahrnehmen. TCS

Eine zusätzliche Vereinheitlichung durch den Bund würde die notwendige Flexibilität in der 
standortspezifischen Auswahl geeigneter Beläge einschränken und der Eigenverantwortung 
der Forschung sowie der fachlichen Verantwortungsträger nicht gerecht werden.

BS, AR, NE

Die Wahl des konkreten lärmarmen Belags muss weiterhin in der Verantwortung des zustän-
digen Gemeinwesens/der Bauherrschaft bleiben.

GL, BS, AR, VS, NE, 
GPS, economiesuisse

Die Wirtschaft ist näher an den am Markt verfügbaren technologischen Lösungen und daher 
besser geeignet, die Bauherrschaften in dieser Frage zu beraten.

economiesuisse

Die Verpflichtung zum Einbau lärmarmer Beläge erfordert Investitionen in Forschung und Wei-
terentwicklung der Technologie. Diese sind vom Bund zu koordinieren und zu fördern.

VS, LL
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Anhang 1: Titel

Abkürzung Bezeichnung
Kantone  
ZH Kanton Zürich
BE Kanton Bern
LU Kanton Luzern
UR Kanton Uri
SZ Kanton Schwyz
OW Kanton Obwalden
NW Kanton Nidwalden
GL Kanton Glarus
ZG Kanton Zug
FR Kanton Freiburg
SO Kanton Solothurn
BS Kanton Basel-Stadt
BL Kanton Basel-Landschaft
SH Kanton Schaffhausen
AR Kanton Appenzell Ausserrhoden
AI Kanton Appenzell Innerrhoden
SG Kanton St. Gallen
GR Kanton Graubünden
AG Kanton Aargau
TG Kanton Thurgau
TI Kanton Tessin
VD Kanton Waadt
VS Kanton Wallis
NE Kanton Neuenburg
GE Kanton Genf
JU Kanton Jura
In der Bundesversammlung vertretene politische Parteien
Mitte Die Mitte
FDP FDP, Die Liberalen
GPS GRÜNE Schweiz
GLP Grünliberale Partei Schweiz
SVP Schweizerische Volkspartei
SP Sozialdemokratische Partei
Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete
SGV Schweizerischer Gemeindeverband
SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für Berggebiete
SSV Schweizerischer Städteverband 
Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft

economiesuisse
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
Gewerbeverband Schweizerischer Gewerbeverband
Interkantonale Organisationen
ACVS Arbeitsgemeinschaft der Chefs der Verkehrspolizeien der Schweiz 

und des Fürstentums Lichtenstein
KSSD Konferenz der Städtischen Sicherheitsdirektorinnen und -direktoren
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Abkürzung Bezeichnung
BPUK Schweizerische Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz 

BPUK
Gesamtschweizerische Verbände Verkehr / Mobilität
AGVS Auto Gewerbeverband Schweiz
ACS Automobilclub der Schweiz
as auto-schweiz
CB Cercle Bruit Schweiz
FV Fussverkehr Schweiz
IGM IG Motorrad
LL Lärmliga
LRS Les Routiers Suisses
Moto Motosuisse
PV Pro Velo Schweiz
BFU Beratungsstelle für Unfallverhütung
ASTAG Schweizerischer Nutzfahrzeugverband
FRS Strasseschweiz – Verband des Strassenverkehrs
TCS Touring Club Schweiz
VK Velokonferenz Schweiz
VFAS Verband Freier Autohandel
VCS Verkehrs-Club der Schweiz
Übrige Gesamtschweizerische Verbände
SBV Schweizerischer Blinden- und Sehbehindertenverband


